
Seit der Veröff entlichung von ChatGPT ist die Diskussion über Künstliche 
Intelligenz wieder im vollen Gange. Die Programmierer warnen gar vor der 
Auslöschung der Menschheit. Tatsächlich sollten wir uns die Frage stellen, 
in wessen Händen sich die Technologie befi ndet.  > Seite 4

Innerhalb von Recht und Gesetz kann 
sich jede und jeder in der Bundesre-
publik Deutschland frei politisch en-
gagieren – oder etwa doch nicht? Die 
Grenzen des Möglichen scheinen be-
sonders in den letzten Monaten auch 
ohne den Beschluss oder die Ab-
schaff ung von Gesetzen neu gezogen 
werden zu können. Ob sie enger oder 
weiter werden, hängt ganz von der 
Richtung der Betätigung ab: Stellen 
Menschen die herrschende Ordnung 
in Frage oder verfolgen sie das Ziel, 
sie zu erhalten?

Ordnung für den 
Kapitalismus

Hinter der „freiheitlich-demokra-
tischen“ Grundordnung steckt in 
Deutschland das System des Kapi-
talismus in seinem imperia-
listischen Stadium. In ihm 
müssen sich alle Teile der 

KI: Fortschritt oder Menschheitsgefahr?

Gesellschaft  der Sicherung des größt-
möglichen Profi ts ür ein paar wenige 
Großkonzerne unterordnen. So auch 
der Staat, der kein neutraler Vermitt -
ler zwischen den verschiedenen Klas-
sen ist, sondern ein Werkzeug in der 
Hand der mächtigsten Kapitalist:in-
nen samt der Armee, Polizei und aller 
weiteren Behörden. 

Aufrecht erhalten wird der Kapita-
lismus dank der Ausbeutung und 
Unterdrückung der Arbeiter:in-
nenklasse. Dies ist das Fundament, 
dessen Schutz eine der wichtigsten 
Aufgaben des deutschen Staates ist. 
Diesem Zweck dient auch das gel-
tende Recht. Dabei spielt es keine 
Rolle, welche Form der Staat an-
nimmt. So wollen zum Beispiel Fa-
schist:innen durchaus Elemente der 
bürgerlichen Demokratie ab-
schaf-

fen. Die Ausbeutung und Unterdrü-
ckung der Arbeiter:innen tasten sie 
dabei jedoch nicht an – im Gegenteil, 
sie wollen sie sogar weiter verschär-
fen. 

Auf dem rechten 
Auge blind?

Vor diesem Hintergrund erklären 
sich auch die zweierlei Maße, mit 
denen gegen rechte und linke Ak-
tivist:innen vorgegangen wird. Der 
NSU konnte mehrere Jahre lang Mig-
rant:innen mit Hilfe des Verfassungs-
schutzes ermorden. Die mehrmalige 
Aufdeckung faschistischer Netzwer-
ke in der Eliteeinheit „Kommando 
Spezialkräft e“ der Bundeswehr 

ührte zu keinerlei ernsthaft en Kon-
sequenzen. Und alle Polizeieinheiten 
aufzulisten, die keine rechte Chat-
gruppen haben, wäre wahrscheinlich 
sehr viel schneller, als alle mit sol-
chen Gruppen. 

Obwohl der Faschismus keine Bedro-
hung, sondern eine Stütze des Kapi-
tals ist, ist zwar Mord, der Diebstahl 
von Waff en und Munition und das 
Verschicken von Hakenkreuzbildern 
immer noch gesetzeswidrig. Die Ver-
folgung und Verurteilung solcher 
Taten von faschistischen Bundes-
wehrsoldat:innen, Polizist:innen oder 
sonstigen Straft äter:innen erhält da-
durch aber einen gänzlich anderen 

Charakter als bei Antifa-
schist:innen, 
Umweltakti-

vist:innen 

Das von der EU beschlossene „Gemeinsame Europäische Asylsystem“ ist die 
Abschaff ung der letzten Reste des Rechts auf Asyl und der massive Ausbau 
der Festung Europa zur Flüchtlingsabwehr. Damit werden die Forderungen 
von faschistischen Kräft en nun zur offi  ziellen EU-Agenda.  > Seite 3

Abschaff ung der letzten Reste des Rechts auf Asyl

Der Kampf um den legalen Rahmen für politische Arbeit wird härter. Während faschistische Netzwerke ihre Fäden 
unbehelligt weiter ausbreiten, werden linke Demonstrationen verboten und immer mehr Strafverfahren gegen Or-
ganisationen geführt. Die Grundrechte scheinen dabei lange nicht so unantastbar zu sein wie gern behauptet wird. 
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Vom „Rechtsstaat“... 
   ...zum Rechten Staat

Hinter der „freiheitlich-demokra-
tischen“ Grundordnung steckt in 
Deutschland das System des Kapi-
talismus in seinem imperia-
listischen Stadium. In ihm 
müssen sich alle Teile der 

Rolle, welche Form der Staat an-
nimmt. So wollen zum Beispiel Fa-
schist:innen durchaus Elemente der 
bürgerlichen Demokratie ab-
schaf-

Spezialkräft e“ der Bundeswehr Charakter als bei Antifa-
schist:innen, 
Umweltakti-

vist:innen 



2  Ausgabe Nr. 76 | Juli 2023

der Umweltgruppe „Letzte Genera-
tion“. Ihre Forderungen sind zwar 
grundsätzlich harmlos ür den Staat, 
daür bewegen sich ihre Aktionsfor-
men außerhalb des legalen Rahmens 
und erzeugen viel Aufmerksamkeit. 
Daür werden sie stärker verfolgt als 
Netzwerke von Faschist:innen. So 
gibt es ebenfalls ein Verfahren gegen 
die Gruppe nach § 129 als „kriminel-
le Vereinigung“. Aktivist:innen aus 
München und Regensburg wurden 
zudem in Präventivgewahrsam ge-
nommen. In Bayern ist diese Haft  
ohne Anklage bis zu drei Monate lang 
möglich.  

Der Fall Lina E. 

Aktionen in Solidarität mit der Anti-
faschistin Lina E. und ihren Mitan-
geklagten waren im letzten Monat 
die jüngste Zielscheibe massiver 
Repressionen und Grundrechtsein-
schränkungen. Im sogenannten 
„Antifa Ost“-Prozess wurde den An-
tifaschist:innen vorgeworfen, An-
griff e gegen Faschist:innen verübt zu 
haben. Auch hier handelt es sich um 
den Vorwurf der Bildung einer „kri-
minellen Vereinigung“ nach § 129. 
Lina E. soll laut Bundesanwaltschaft  
der angebliche Kopf der Leipziger 
Gruppe sein. Seit September 2021 saß 
sie deswegen in Untersuchungshaft .

Im Prozess selbst wurde im Vorhinein 
schon der politische Charakter deut-
lich. So stützte sich die Generalstaats-
anwaltschaft  nicht auf wirkliche Be-
weise, sondern insbesondere auf 
Aussagen des Kronzeugen Johannes 
D., der früher mit den Angeklagten 

zusammengearbeitet ha-
ben soll. Zu einer 

zwei fe l s f re i -

en Feststellung kam es weder beim 
Tatvorwurf noch der individuellen 
Schuld. Was ansonsten  als „rechts-
staatlicher“ Standard gilt, schien 
außer Kraft  gesetzt. Die Taten selbst 
sind damit nicht das Primäre, weswe-
gen Lina E. verurteilt werden sollte. 
Es ging darum, ein Zeichen an alle 
Antifaschist:innen zu senden: Wäh-
rend rechte Terrorstrukturen sich im-
mer weiter ausbreiten können, wer-
det ihr ins Geängnis gesteckt, solltet 
ihr etwas daran ändern wollen. 

Der Tag X in Leipzig

Als dann am 31. Mai das Urteil ver-
kündet wurde, kam es noch am sel-
ben Tag zu Solidaritätsdemonstratio-
nen in vielen Städten. Während diese 
Aktionen bereits zum Teil von der 
Polizei angegriff en wurden, wurde 
die geplante Leipziger Großdemons-
tration am Samstag nach „Tag X“, das 
heißt zum Tag der Urteilsverkündung, 
schnell verboten. In der Begründung 
ür das Verbot wird auf die Lageein-
schätzung des Landesamtes ür Ver-
fassungsschutz verwiesen – dasselbe 
Amt, bei dem in den 2000er Jahren re-
gelmäßig Akten zu Nazinetzwerken 
wie Blood & Honour oder des NSU 
„verschwanden“ und erst nach 2011 
wieder auft auchten. 

Zusätzlich zum Verbot der antifa-
schistischen Demonstration wur-
de fast ganz Leipzig von Freitag zu 
Sonntag zum Kontrollbereich. In ihm 
waren ür 48 Stunden willkürliche 
Personenkontrollen durch die Polizei 
möglich, ohne konkreten Anlass oder 
Verdacht. 

Beim einfachen Verbot von Demonst-
rationen blieb es aber in Leipzig nicht. 
Mehrere Tausend Beamt:innen, Hub-
schrauber, zehn Wasserwerfer und 
Räumpanzer waren am Samstag, dem 
3. Juni dann in der Stadt. Die geneh-
migte Aktion gegen die Einschrän-
kung der Versammlungsfreiheit wur-
de von der Polizei noch vor Beginn 
bedrängt und mit dem Vorwurf der 
Vermummung gestoppt, wobei unter 
den Vermummten mutmaßliche Poli-

zist:innen des USK Bayern als „Tatbe-
obachter:innen“ gesichtet wurden.

Daraufh in wurden die Demon-
strant:innen von der Polizei ange-
griff en und eingekesselt. Niemand 
konnte den Versammlungsort verlas-
sen. Für mehr als elf Stunden gab es 
weder Essen und Trinken noch Sani-
täranlagen. Zusätzlich wurde durch 
ein ständiges Helme auf- und wieder 
absetzen der Polizei eine permanente 
Drohkulisse aufgebaut. Als einzelne 
Personen nach und nach herausgezo-
gen wurden, blieb es nicht bei Dro-
hungen. Es kam zu schwerer Gewalt-
anwendung sowie Berichten zufolge 
zu Situationen, bei denen Personen 
selbst in die Unterhose geleuchtet 
wurde. 

Legalität und Legitimität

Die aufgezählten Beispiele zeigen, 
was es mit der freien Betätigung in-
nerhalb des Gesetzes auf sich hat, 
wenn es sich um Protest gegen das 
System handelt. Wenn die deutsche 
Polizeigewerkschaft  nach elf Stunden 
Kessel und gewaltsamen Übergriff en 
durch die Polizei in Leipzig sagt, „Der 
Rechtsstaat hat sich trotz tausend-
facher Gewalt durchgesetzt“, dann 
kann man sehen, was der Rechtsstaat 
sein soll. 

Angesichts dessen ist klar, dass ür 
den Kampf gegen Ausbeutung und 
Unterdrückung, Faschismus und Um-
weltzerstörung Legalität nicht gleich-
bedeutend mit Legitimität sein kann. 
Selbst die Rechte,  die uns angeblich 
zustehen, werden mit Füßen getreten. 
Legitim ist, was uns näher an unsere 
Befreiung als Arbeiter:innen bringt 
und nicht, was der Staat der Kapita-
list:innen erlaubt. Gleichzeitig müs-
sen wir neue Versammlungs- und 
Polizeigesetze verhindern, die den 
Rahmen noch enger ziehen wollen 
und es ihnen noch leichter machen, 
uns einzuschüchtern und mit Strafen 
zu überziehen. Gegen diese innere 
Aufrüstung hilft  uns nur der gemein-
same Kampf und unsere Solidarität 
als Arbeiter:innen. 

„Die Polizei griff  uns ohne Vorwarnung plötzlich an und 
schlug uns gegen Köpfe und Beine.“
Eine Demonstrantin berichtete gegen-
über Perspektive: 

Die Demo wurde ganz am Anfang 
gekesselt, ich bin mir sicher, dass die 
Polizei nie vorhatt e, uns loslaufen zu 
lassen. Vorher machte die Polizei ein 
paar Durchsagen, es war unmöglich 
sie zu verstehen. Ein paar Personen 
wurden dabei verletzt. Die Polizei 
bildet dann einen zweiten Kessel mit 

ihren Mannschaft swagen und positi-
onierte auch zwei Wasserwerfer vor 
dem Park, zu diesem Zeitpunkt war 
klar, dass sie uns sehr lange festhal-
ten möchten. 

Dann gab es eine Durchsage, dass die 
Versammlung beendet sei und wir 
eine Straft at begehen würden. Als 
es sehr spät wurde und viele Leute 
schon müde waren, griff  die Polizei 

die Menschenmenge plötzlich und 
ohne Vorwarnung an. Einem Genos-
sen von mir wurde dabei ins Gesicht 
geschlagen und seine Brille kaputt  ge-
macht. Ich und andere haben Schlag-
stöcke gegen die Beine bekommen, 
manche haben immer noch Bluter-
güsse davon. Jeder wurde dann ein-
zeln aus dem Kessel gezogen und von 
der Polizei fotografi ert, die Sachen 

wurden durchsucht, die Personalien 
aufgenommen und wir alle sind we-
gen schwerem Landfriedensbruch 
angeklagt. Die acht, neun Stunden im 
Kessel waren natürlich zermürbend, 
ich war ziemlich müde. Aber die Leu-
te haben versucht die Stimmung alle 
zusammen hochzuhalten, auch nach 
vielen Stunden im Kessel wurde noch 
gemeinsam gesungen.

oder Kommunist:innen. Der Staat ist 
nicht „auf dem rechten Auge blind“, 
sondern rechte Strukturen sind sein 
notwendiger Bestandteil. Daran än-
dern auch Einzelpersonen nichts, die 
innerhalb ihrer Behörden ehrlich et-
was dagegen unternehmen wollen. 

Haftstrafen für 
politische Betätigung

Erfahrungen linker Organisationen 
und Demonstrant:innen in den letz-
ten Monaten zeigen deutlich das 
andere Gesicht der staatlichen Be-
hörden. Anstatt  ohne große Sorgen 
Gesetze überschreiten zu können, 
werden selbst die angeblich unantast-
baren Grundrechte ür fortschritt li-
che und revolutionäre Aktivist:innen 
immer weiter beschnitt en und außer 
Kraft  gesetzt. 

So werden den Kommunist:innen Öz-
gül Emre, Serkan Küpeli und İhsan 
Cibelik im Rahmen eines Strafver-
fahrens nach § 129b gegen eine „ter-
roristische Vereinigung im Ausland“ 
legale politische Tätigkeiten vor-
geworfen, ür die sie aber inhaft iert 
sind. Dazu gehören die Teilnahme an 
linken Sommercamps sowie die Or-
ganisierung von Kundgebungen, Ver-
anstaltungen und Konzerten der tür-
kischen Musikgruppe Grup Yorum. 
Die deutschen Behörden überneh-
men dabei die Konstruktion des fa-
schistischen Erdoğan-Regimes, dass 
Grup Yorum zur verbotenen kommu-
nistischen Partei DHKP-C gehört. 

Ähnlich heft ig, wie Menschen ür das 
Organisieren von Kundgebungen zu 
inhaft ieren, reagierten Staatsanwalt-
schaft  und Kriminalamt auf 

die Straßenblockaden 

zusammengearbeitet ha-
ben soll. Zu einer 

zwei fe l s f re i -

schaft  und Kriminalamt auf 
die Straßenblockaden 
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Nach jahrelangen Auseinander-
setzungen über die Verteilung von 
Flüchtlingen in der EU und die mög-
lichst effektive Abwehr bereits au-
ßerhalb der EU-Grenzen haben sich 
die EU-Innenminister:innen am 8. 
Juni auf massive Verschärfungen im 
EU-Asylsystem verständigt. Diese 
bedeuten eine faktische Abschaffung 
des Asylrechts für einen Großteil der 
Schutz suchenden Flüchtlinge bedeu-
ten. Die „Festung Europa“ wird damit 
weiter ausgebaut und perfektioniert, 
ihre Abschiebemaschinerie mit Mil-
liarden Euro pro Jahr geschmiert. 

Lager und  
Schnellverfahren

Die Innenminister:innen der EU-
Länder haben sich bei ihrem Treffen 
darauf geeinigt, dass Flüchtlinge, 
die aus einem sogenannten sicheren 
Drittstaat einreisen oder aus Ländern 
kommen, aus denen durchschnittlich 
weniger als 20 Prozent der Asylsu-
chenden aktuell anerkannt werden, 
ihre individuellen Fluchtgründe gar 
nicht mehr darlegen dürfen. Statt-
dessen sollen sie bis zu drei Monate 
lang unter haftähnlichen Bedingun-
gen eingesperrt werden, während in 
einem Schnellverfahren entschieden 
wird, ob sie überhaupt einen Asyl-
antrag stellen dürfen. Diese Internie-
rung in Lagern soll es auch für Fami-
lien mit Kindern geben.

Dieses Schnellverfahren würde ak-
tuell etwa für alle Menschen aus der 
Türkei, Indien, Tunesien, Serbien oder 
Albanien gelten. Ebenso für alle Men-
schen, die über so definierte „sichere 
Drittstaaten“, also Nordafrika oder 
Osteuropa, versuchen in die EU ein-
zureisen. Je nach Ausgang des Grenz-
verfahrens können die Geflüchteten 
dann entweder unter Zwang abge-
schoben oder bei entsprechender Be-
urteilung der Chancen dann für die 
Durchführung eines regulären Asyl-
verfahrens ins Land gelassen wer-

den. Zudem soll die Überwachung 
und Abschiebung abgelehnter Asyl-
suchender erleichtert werden, zum 
Beispiel, indem mehr Daten über sie 
gesammelt und zentral gespeichert 
werden.

Durch Schnellverfahren soll im Ideal-
fall innerhalb von zwölf Wochen ge-
prüft werden, ob die Geflüchteten 
Chancen auf Asyl haben. Wenn nicht, 
sollen sie so schnell wie möglich ab-
geschoben werden. Die Gesamtdauer 
des Asyl- und Abschiebeverfahrens 
an der Grenze soll laut dem Rat der 
EU nicht mehr als sechs Monate be-
tragen. Auch Deutschland soll künf-
tig solche Schnellverfahren an seinen 
internationalen Flughäfen ausführen. 

In der Realität dürften diese Verfah-
ren dazu führen, dass die Geflüchte-
ten ohne einen Rechtsbeistand über 
Monate oder Jahre in Lagern einge-
sperrt werden, wo sie auf ihre Ab-
schiebung in ein Drittland in Nord-
afrika oder dem Balkan warten oder 
direkt in ihr Heimatland abgeschoben 
werden, aus dem sie geflohen sind. 

Die Definition von sicheren Dritt-
staaten schließt die Haupttransit-
länder Türkei, die Maghreb-Staaten 
in Nordafrika, fast alle Staaten des 
Balkan und sogar Teile Libyens ein. 
Zudem soll es den EU-Mitgliedsstaa-
ten künftig nicht mehr verboten sein, 
Menschen in Grenzlagern festzuset-
zen, die aus Staaten mit einer Aner-
kennungsquote von mehr als 20 Pro-
zent kommen.

Der CDU-Generalsekretär Mario Cza-
ja fordert unterdessen bereits weitere 
Verschärfungen. So soll die Bundes-
regierung die Ausweitung der Defini-
tion sicherer Drittstaaten umsetzen, 
um die Möglichkeit zu bekommen, 
noch mehr Menschen abschieben zu 
können. 

Arbeitskräfte statt  
Flüchtlinge?

Während es Flüchtlingen immer 
unmöglicher gemacht werden soll, 
überhaupt in die EU oder gar nach 
Deutschland zu kommen, versucht 
die Bundesregierung händeringend 
ausgebildete Arbeitskräfte im Aus-
land anzuwerben, welche die beson-
ders schlecht bezahlten und anstren-
genden Jobs in Deutschland erledigen 
sollen. 

Die Arbeitskräfte sollen vor allem 
für die Bereiche der Pflege und hier 
der 24-Stunden-Pflege und weiteren 
medizinischen Berufen, sowie im 
Bereich der Erntehelfer:innen ange-
worben werden. Dazu bereisten vor 
kurzem Außenministerin Annalena 
Baerbock und Arbeitsminister Hu-
bertus Heil Brasilien. Hier wollen sie 
im Rahmen einer „fairen Einwande-
rung“ in Deutschland händeringend 
gesuchte Arbeitskräfte anwerben. 
Die Migration von Arbeitskräften 
wird also durchaus benötigt, solange 
sie sich nur gut vermarkten lassen 
und die Profite deutscher Konzerne 
erhöhen und die deutsche Gesund-
heitsversorgung am laufen halten.

Widerstand gegen  
die EU Pläne

Auch wenn es in der Bundesregie-
rung große Einigkeit zu dem Vorha-
ben der weiteren Abschaffung des 
Rechts auf Asyl gibt und SPD, Grüne 
und FDP mit diesem Vorhaben die 
Forderungen faschistischer Kräfte 
wie der AfD umsetzen, gibt es breiten 
Widerspruch gegen das Vorhaben. 

So veröffentlichten 50 Menschen-
rechts- und Flüchtlingsorganisatio-
nen eine gemeinsame Erklärung ge-
gen die Verschärfungen. Unter dem 
Titel „Das Recht auf Schutz darf nicht 
abgeschafft werden - Dem rechten 
Diskurs mit einer Politik der Men-
schenrechte entgegentreten“ pro-
testieren zudem 800 Jurist:innen mit 
einem offenen Brief gegen die Vor-
haben der Bundesregierung, denn die 
zunehmende Abschottung Europas 
werde nicht zu weniger Flucht füh-
ren, sondern nur zu mehr Leid und 
Tod an den Außengrenzen der EU.

Dass diese Reaktionen die Pläne der 
EU nicht aufhalten werden, scheint 
klar. Wichtiger sind da schon die zahl-
reichen Demonstrationen, die bereits 
gegen die Beschlüsse der EU-Innen-
minister:innen stattgefunden haben. 
Hier zeigten tausende Menschen, 
dass sie diese menschenverachtende 
Politik der militärischen Abschottung 
der Festung Europa nicht mittragen. 

In trockenen Tüchern ist die Reform 
des Asylrechts zudem noch nicht, die 
EU-Länder müssen die Pläne noch im 
Europaparlament verabschieden. Die 
Bundesregierung drängt auf einen 
Abschluss der Asylreform bis zur 
Europawahl im Juni 2024, damit die 
Reform nach den Wahlen nicht neu 
verhandelt werden muss. 

„Gemeinsames Europäisches Asylsystem“: 
Abschaffung der letzten Reste 
des Rechts auf Asyl
Bundesinnenministerin Nancy Faeser nannte die Einigung der EU-Innenminister:innen Anfang Juni in Luxemburg 
„historisch“ und sprach von einer „neuen, solidarischen Migrationspolitik“. In Wahrheit ist sie das genaue Gegenteil: 
Die Abschaffung der letzten Reste des Rechts auf Asyl und der massive Ausbau der Festung Europa zur Flüchtlings-
abwehr. Damit werden die Forderungen von faschistischen Kräften nun zur offiziellen EU-Agenda.
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Künstliche Intelligenz:
Fortschritt oder Menschheitsgefahr?

Im November 2022 veröff entlichte 
das US-Unternehmen OpenAI den 
Sprachassistenten ChatGPT. Diesem 
kann man über eine Webseite Fragen 
zu allen erdenklichen Th emen stellen 
und erhält — nicht immer, aber auch 
nicht selten — erstaunlich gute Ant-
worten. ChatGPT kann automa-
tisch Artikel, Reden und andere 
Texte schreiben sowie Compu-
tercode erzeugen. Microsoft  in-
tegriert den Chatbot derzeit in 
zahlreiche seiner Produkte.

ChatGPT ist derzeit das wohl 
bekannteste Beispiel für Künstli-
che Intelligenz. Darunter werden 
Computersysteme verstanden, 
die in der Lage sind, menschli-
che Intelligenz zu imitieren, z.B. 
durch das automatische Erstellen 
von Texten. Mit wirklicher Intel-
ligenz hat das natürlich wenig zu 
tun. Die Soft ware von ChatGPT 
macht im Prinzip nichts anderes 
als das nächste Wort für einen 
gegebenen Satzteil statistisch 
vorherzusagen. Dafür wurde das 
sogenannte Neuronale Netz, der 
Kern des Programms, mit einer riesi-
gen Menge von Texten aus Büchern, 
Webseiten und vielem mehr trainiert. 

ChatGPT hat die Diskussion über 
Künstliche Intelligenz wieder stark 
befeuert: Wird die neue Technologie 
zahlreiche Jobs wegautomatisieren, 
z.B. in den kreativen Berufen? Wird 
die Verbreitung von Fake News auf 
eine neue Stufe gehoben? Ende Mai 

Seit der Veröff entlichung des Sprachassistenten ChatGPT ist die Diskussion über Künstliche Intelligenz wieder im 
vollen Gange. Die eigenen Entwickler des Chatbots warnen in einem Aufruf vor der Gefahr einer Auslöschung der 
Menschheit durch KI. Tatsächlich sollten wir uns eher die Frage stellen, in wessen Händen sich die Technologie be-
fi ndet. 

warnten Dutzende Persönlichkei-
ten aus der KI-Forschung, darunter 
OpenAI-Chef Sam Altman, sogar vor 
einer Auslöschung der Menschheit 
durch KI, ähnlich wie in Science-Fic-
tion-Dystopien. Sie forderten, ihre 
Entschärfung müsse eine ebenso 

hohe Priorität haben wie Pandemien 
und Atomkriege.

Die Debatt e ist nicht neu. Schon 2017 
hatt en sich Elon Musk und Mark Zu-
ckerberg medienwirksam über die 
Gefahren durch KI gestritt en. Da 
beide auch jetzt wieder in die Debat-
te eingestiegen sind und ebenso wie 
Altman ihr Geld mit der Technik ver-

dienen, liegt der Verdacht einer ge-
zielten PR-Kampagne nahe. 

Die Diskussion hat jedoch einen rea-
len Hintergrund: KI wird schon lange 
auch für militärische Zwecke ein-
gesetzt, z.B. in Form unbemannter 

Drohnen. Je autonomer diese Syste-
me agieren und sich selbst verbessern 
können, desto mehr kann die Kriegs-
führung von menschlichen Fakto-
ren, wie z.B. der Moral einer Armee, 
entkoppelt werden. Aufgrund sol-
cher Fragen beschäft igen sich heute 
auch Geostrategen wie der frühere 
US-Außenminister Henry Kissinger 
mit dem Th ema. Dieser warnt etwa 

davor, dass KI in Kriegssituationen 
ein Vorgehen empfehlen könnte, das 
„der Präsident und seine Berater für 
erschreckend unklug“ halten: „Wenn 
wir uns auf die Antwort verlassen, 
können wir sie nicht noch einmal 
überprüfen.“ 

Solche Erwägungen weisen auf 
das eigentliche Problem hin, das 
hinter der KI-Diskussion steckt. 
Die technologische Entwicklung 
ist nämlich längst über die ge-
sellschaft lichen Verhältnisse des 
Kapitalismus hinausgewachsen. 
Technologien wie Künstliche In-
telligenz oder Atomenergie er-
fordern, dass sie nach einem ge-
sellschaft lichen Plan eingesetzt 
werden, den es nur in einer so-
zialistischen Gesellschaft  geben 
kann. Es sind die Bedingungen 
der kapitalistischen Konkurrenz 
und des imperialistischen Kamp-
fes um die Neuauft eilung der 
Welt, welche das zerstörerische 
Potential von Technologien wie 
KI hervorbringen. Will die Arbei-
ter:innenklasse außerdem, dass 

die neue Technologie ihre Arbeits- 
und Lebensbedingungen verbessert, 
anstatt  diese zu bedrohen, muss sie 
die gesamten Produktionsmitt el eben 
in ihre eigenen Hände nehmen. Alt-
man, Musk und Zuckerberg zeigen 
auch deshalb mit dem Finger auf die 
Maschinen, um alle Welt von dieser 
Frage abzulenken.


